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Öffentliche Bekanntmachungen 
 

Haushaltssatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn für das Haushaltsjahr 2021 
 
Aufgrund des § 45 i.V.m. § 47 der Kommunalverfassung (KV M – V) wird nach Beschluss der Stadt-
vertretung vom 25.02.2021 und nach Vorlage bei der Rechtsaufsichtsbehörde folgende Haushalts-
satzung erlassen: 
 
§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt auf  

 
einen Gesamtbetrag der Erträge von 16.015.700 EUR 
einen Gesamtbetrag der Aufwendungen von 19.139.700 EUR 
ein Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen von  -3.124.000 EUR 
 

2. im Finanzhaushalt auf 
 
a) einen Gesamtbetrag der laufenden Einzahlungen von  14.993.700 EUR 

einen Gesamtbetrag der laufenden Auszahlungen1 von  16.916.000 EUR 
einen jahresbezogenen Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen von -1.922.300 EUR 
 

b) einen Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit von 1.610.700 EUR 
einen Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit von 7.865.200 EUR 
einen Saldo der Ein- und Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit von  -6.254.500 EUR 
 

festgesetzt. 
 
 
§ 2 Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 
veranschlagt. 
 
 
§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 
§ 4 Kassenkredite 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf 1.400.000 EUR. 
 
 
                                                 
1 einschließlich Auszahlungen für die planmäßige Tilgung von Krediten für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen 



Amtliches Bekanntmachungsblatt Seite 3 von 16 Nr. 3/2021 

 

 

§ 5 Hebesätze 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Flächen (Grundsteuer A) auf 200 v. H. 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 350 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer auf 300 v. H. 
 
 
§ 6 Stellen gemäß Stellenplan 
 
Die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen beträgt 39,5625 Vollzeitäquivalente 
(VzÄ). 
 
 
§ 7 Weitere Vorschriften 
 
Gemäß § 14 Abs. 2 GemHVO-Doppik werden folgende Regelungen zur Deckungsfähigkeit 
getroffen:  
 

 Die Ansätze für die bilanziellen Abschreibungen werden über die Teilhaushalte hinweg für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. 

 Die Ansätze für die Personal- und Versorgungsaufwendungen werden über die Teil-
haushalte hinweg für gegenseitig deckungsfähig erklärt, entsprechend gilt dies auch für die 
in diesem Zusammenhang stehenden Ansätze für Auszahlungen. 

 Die Ansätze für die Sach- und Dienstleistungsaufwendungen werden über die Teilhaushalte 
hinweg für gegenseitig deckungsfähig erklärt, entsprechend gilt dies auch für die in diesem 
Zusammenhang stehenden Ansätze für Auszahlungen. 

 Die Ansätze für die sonstigen laufenden Aufwendungen werden über die Teilhaushalte 
hinweg für gegenseitig deckungsfähig erklärt, entsprechend gilt dies auch für die in diesem 
Zusammenhang stehenden Ansätze für Auszahlungen. 

 
Gemäß § 14 Abs. 3 GemHVO-Doppik werden folgende Regelungen zur Deckungsfähigkeit 
getroffen: 
 

 Alle Ansätze für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit sind innerhalb des jeweiligen 
Teilfinanzhaushaltes gegenseitig deckungsfähig. 

 
Gemäß § 14 Abs. 4 GemHVO-Doppik werden folgende Regelungen zur Deckungsfähigkeit 
getroffen: 
 

 Minderauszahlungen bei den Ansätzen für ordentliche Auszahlungen in den Positionen 
„Sach- und Dienstleistungen“, „Zuwendungen, Umlagen und sonstige Transfer-
auszahlungen“ und „sonstige (laufende) Auszahlungen“ des jeweiligen Teilfinanzhaushalts 
können für Mehrauszahlungen bei Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
desselben Teilfinanzhaushalts verwendet werden. 
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Im laufenden Haushaltsjahr ist die Eröffnung und Bebuchung neuer Produktsachkonten möglich. 
Das gilt auch für Produktsachkonten, die aufgrund unrichtiger Zuordnung korrigiert werden  
müssen. Die Deckung ist im Teilhaushalt durch Aufnahme in den Deckungskreis ohne 
Bereitstellung zusätzlicher finanzieller Mittel zu gewährleisten.  
 
Zweckgebundene Mehrerträge berechtigen zu zweckgebundenen Mehraufwendungen. Die gilt für 
Ein- und Auszahlungen entsprechend (§ 13 Abs. 2 und 4 GemHVO-Doppik). 
 
Gemäß § 4 Abs. 7 GemHVO-Doppik wird bestimmt, dass Ein- und Auszahlungen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen oberhalb der Wertgrenze von EUR 100.000 für jede 
 Investition oder Investitionsförderungsmaßnahme im Teilhaushalt einzeln darzustellen sind.  
Unterhalb dieser Wertgrenze erfolgt die Darstellung der Ein- und Auszahlungen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen in jedem Teilhaushalt insgesamt. 
Im Sinne des § 48 Abs. 3 Nr. 2 KV M-V gilt eine Abweichung vom Stellenplan als geringfügig, wenn 
sie zwei Stellen nicht übersteigt. 
 
Nachrichtliche Angaben: 
 
1. Zum Ergebnishaushal 
Das Ergebnis zum 31. Dezember des Haushaltsjahres beträgt voraussichtlich 21.988.947 EUR. 

 
2. Zum Finanzhaushalt 
Der Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen zum 31. Dezember des 
Haushaltsjahres beträgt voraussichtlich 16.914.520 EUR. 
 
3. Zum Eigenkapital 
Der Stand des Eigenkapitals zum 31. Dezember des Haushaltsjahres  
beträgt voraussichtlich 63.520.703 EUR. 
 
 
Kühlungsborn, 11.03.2021 
_____________________ ___________________ 
Ort, Datum Siegel  Bürgermeister 
  
Die Haushaltssatzung ist gemäß § 47 Absatz 2 KV M-V der Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben 
vom 01.03.2021 angezeigt worden. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen Festsetzungen. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Die Haushaltssatzung liegt mit ihren Anlagen zur Einsichtnahme vom Donnerstag, 11.03.2021 bis 
Freitag, 14.05.2021 während der allgemeinen Dienstzeiten im Rathaus, Zimmer 413 öffentlich aus. 
 
Kühlungsborn, den 11.03.2021 
 
 
 
_____________________ 
Bürgermeister 
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2. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über den 2.Teilbereich 
(ehemaliges Sanierungsgebiet "Erweiterung Ost-Teil") einer Veränderungssperre im Geltungsbe-
reich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 36  "Ortsmitte Kühlungsborn-Ost" 
 
 
Aufgrund der §§ 14 ff. des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03. November 2017 (BGBl. I.S. 3634), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen sowie aufgrund des § 5 
Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777) vom 
13. Juli 2011, einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, hat die Stadtvertreterversammlung der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn am 25.02.2021 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn über den 2.Teilbereich (ehemaliges Sanierungsgebiet "Erweiterung Ost-Teil") 
einer Veränderungssperre im Geltungsbereich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 36 "Ortsmitte 
Kühlungsborn-Ost" beschlossen:  

§ 1 

Die Geltungsdauer der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über den 2.Teilbereich (ehemaliges 
Sanierungsgebiet "Erweiterung Ost-Teil") einer Veränderungssperre im Geltungsbereich der Neuaufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 36 "Ortsmitte Kühlungsborn-Ost“ wird gemäß § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres 
Jahr verlängert. 
 

§ 2 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sitzung am 17.03.2015 
beschlossen den Bebauungsplan Nr. 36 neu aufzustellen. Zur Sicherung der Bauleitplanung hat die 
Stadtvertreterversammlung in Ihrer Sitzung am 22.02.2018, die Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
über den 2. Teilbereich (ehemaliges Sanierungsgebiet „Erweiterung Ost-Teil“) einer Veränderungssperre im 
Geltungsbereich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 36 "Ortsmitte Kühlungsborn-Ost“  
beschlossen. 
Die Satzung über die Veränderungssperre wurde am 15.03.2018 im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn bekannt gemacht. Die Veränderungssperre trat nach Ablauf von zwei Jahren 
außer Kraft. Da das Neuaufstellungsverfahren des Bebauungsplanes Nr. 36 noch nicht abgeschlossen ist, 
wurde am 27.02.2020 die 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über den 
2.Teilbereich (ehemaliges Sanierungsgebiet "Erweiterung Ost-Teil") einer Veränderungssperre im 
 Geltungsbereich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 36 "Ortsmitte Kühlungsborn-Ost" 
 beschlossen. Hierin wurde geregelt, dass die Geltungsdauer der Veränderungssperre um 1 Jahr vom 
16.03.2020 an verlängert wurde. 

 

Gemäß § 17 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde die Frist bis zu einem weiteren Jahr nochmals verlängern, 
wenn besondere Umstände es erfordern. Es handelt sich um ein Planverfahren mit besonderem  
Schwierigkeitsgrad und Umfang der den Verfahrensablauf erheblich beeinflusst und erschwert.  
Im Stadtgebiet Ostseebad Kühlungsborn ist es erforderlich eine Vielzahl von Bebauungsplänen anzupassen 
und bei der Neuaufstellung von Bebauungsplänen die Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im Bestand mit 
Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschließend entsprechend der aktuellen Rechtsprechung und 
entsprechend den Grundsatzbeschlüssen der Stadtvertreterversammlung zu regeln. Für die Erarbeitung 
sämtlicher Entwurfs- und Auslegungsbeschlüsse, einschließlich der Neuaufstellung des B-Plan Nr. 36 ist eine 
intensive und umfangreiche Bestandsaufnahme unter Klärung der rechtlichen Voraussetzungen und  
Festsetzungsmöglichkeiten erforderlich. Die Änderung der BauNVO und des BauGB müssen ebenfalls  
Berücksichtigung finden. 
 
 
Aus vorgenannten Gründen wird die Veränderungssperre mit dieser 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über den 2.Teilbereich (ehemaliges Sanierungsgebiet "Erweiterung  
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Ost-Teil") einer Veränderungssperre im Geltungsbereich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 36 
"Ortsmitte Kühlungsborn-Ost" gemäß § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 

 
§ 3 

 
Diese Satzung tritt am 16.03.2021 in Kraft. 
 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
ausgefertigt am 26.02.2021 
 
 
 
 
Rüdiger Kozian       (Siegel) 
Bürgermeister 

 

 

 

2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 

Wohngebiet „Kühlungsblick“ 
 
 
Aufgrund der §§ 14 ff. des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
03. November 2017 (BGBl. I.S. 3634), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen sowie aufgrund des § 5 
Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777) vom 
13. Juli 2011, einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, hat die Stadtvertreterversammlung der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn am 25.02.2021 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die  
Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Kühlungsblick“ 
beschlossen:  

§ 1 

Die Geltungsdauer der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungssperre für den 
Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Kühlungsblick “ wird gemäß § 17 Abs. 2 
BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 
 

§ 2 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat am 24.04.2014 beschlossen, die  
1. Änderung für den Bebauungsplans Nr. 9 „Kühlungsblick“ aufzustellen. 
 
Zur Sicherung der Bauleitplanung hat die Stadtvertreterversammlung in Ihrer Sitzung am 12.04.2018, die 
Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 
 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Kühlungsblick“ beschlossen. Die Satzung über die  
Veränderungssperre wurde am 19.04.2018 im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt Ostseebad 
 Kühlungsborn bekannt gemacht. Die Veränderungssperre trat nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft.  
Da das Aufstellungsverfahren der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 noch nicht abgeschlossen war, 
wurde am 02.04.2020 die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Veränderungssperre für den 
 Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Kühlungsblick“ beschlossen. Hierin wurde 
geregelt, dass die Geltungsdauer der Veränderungssperre um 1 Jahr vom 20.04.2020 an verlängert wird. 

 



Amtliches Bekanntmachungsblatt Seite 7 von 16 Nr. 3/2021 

 

 
Gemäß § 17 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde die Frist bis zu einem weiteren Jahr nochmals verlängern, 
wenn besondere Umstände es erfordern. Es handelt sich um ein Planverfahren mit besonderem  
Schwierigkeitsgrad und Umfang der den Verfahrensablauf erheblich beeinflusst und erschwert.  
Im Stadtgebiet Ostseebad Kühlungsborn ist es erforderlich eine Vielzahl von Bebauungsplänen anzupassen 
und bei der Neuaufstellung von Bebauungsplänen die Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im Bestand mit 
Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschließend entsprechend der aktuellen Rechtsprechung und 
entsprechend den Grundsatzbeschlüssen der Stadtvertreterversammlung zu regeln. Für die Erarbeitung 
sämtlicher Entwurfs- und Auslegungsbeschlüsse, einschließlich der 1. Änderung des B-Plan Nr. 9 ist eine 
intensive und umfangreiche Bestandsaufnahme unter Klärung der rechtlichen Voraussetzungen und 
 Festsetzungsmöglichkeiten erforderlich. Die Änderung der BauNVO und des BauGB müssen ebenfalls 
 Berücksichtigung finden. 
 
Aus vorgenannten Gründen wird die Veränderungssperre mit dieser 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 gemäß 
 § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 

 
§ 3 

 
Diese Satzung tritt am 20.04.2021 in Kraft. 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
ausgefertigt am 26.02.2021 
 
 
 
 
Rüdiger Kozian       (Siegel) 
Bürgermeister 

 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 3. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 30 "Untere und mittlere Hermann-Häcker-Str.“ 
 

 
Aufgrund der §§ 14 ff. des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
03. November 2017 (BGBl. I.S. 3634), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen sowie aufgrund des § 5 
Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777) vom 
13. Juli 2011, einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, hat die Stadtvertreterversammlung der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn am 25.02.2021 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
 Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 
„Untere und mittlere Hermann-Häcker-Str.“ beschlossen:  

§ 1 

Die Geltungsdauer der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungs-sperre für den 
Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 "Untere und mittlere Hermann-Häcker-Str.“ 
wird gemäß § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 
 

§ 2 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat am 24.04.2014 beschlossen, die 
3. Änderung für den Bebauungsplans Nr. 30 „Untere und mittlere Hermann-Häcker-Str.“ aufzustellen. 
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Zur Sicherung der Bauleitplanung hat die Stadtvertreterversammlung in Ihrer Sitzung am 12.04.2018, die 
Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 
 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 „Untere und mittlere Hermann-Häcker-Str.“ beschlossen. 
 Die Satzung über die Veränderungssperre wurde am 19.04.2018 im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn bekannt gemacht. Die Veränderungssperre trat nach Ablauf von zwei Jahren 
außer Kraft. Da das Aufstellungsverfahren der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 noch nicht  
abgeschlossen war, wurde am 02.04.2020 die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
 Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 „Untere und 
mittlere Hermann-Häcker-Str.“ beschlossen. Hierin wurde geregelt, dass die Geltungsdauer der  
Veränderungssperre um 1 Jahr vom 20.04.2020 an verlängert wird. 
 
Gemäß § 17 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde die Frist bis zu einem weiteren Jahr nochmals verlängern, 
wenn besondere Umstände es erfordern. Es handelt sich um ein Planverfahren mit besonderem  
Schwierigkeitsgrad und Umfang der den Verfahrensablauf erheblich beeinflusst und erschwert.  
Im Stadtgebiet Ostseebad Kühlungsborn ist es erforderlich eine Vielzahl von Bebauungsplänen anzupassen 
und bei der Neuaufstellung von Bebauungsplänen die Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im Bestand mit 
Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschließend entsprechend der aktuellen Rechtsprechung und 
entsprechend den Grundsatzbeschlüssen der Stadtvertreterversammlung zu regeln. Für die Erarbeitung 
sämtlicher Entwurfs- und Auslegungsbeschlüsse, einschließlich der 3. Änderung des B-Plan Nr. 30 ist eine 
intensive und umfangreiche Bestandsaufnahme unter Klärung der rechtlichen Voraussetzungen und 
 Festsetzungsmöglichkeiten erforderlich. Die Änderung der BauNVO und des BauGB müssen ebenfalls 
 Berücksichtigung finden. 
 
Aus vorgenannten Gründen wird die Veränderungssperre mit dieser 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 30 gemäß 
§ 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 
 

§ 3 
 

Diese Satzung tritt am 20.04.2021 in Kraft. 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
ausgefertigt am 26.02.2021 
 
 
 
Rüdiger Kozian       (Siegel) 
Bürgermeister 

 
 
 
2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 

1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes  Nr. 9 „Kägsdorfer Landweg“ 
 

Aufgrund der §§ 14 ff. des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
03. November 2017 (BGBl. I.S. 3634), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen sowie aufgrund des § 5 
Abs. 1 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777) vom 
13. Juli 2011, einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, hat die Stadtvertreterversammlung der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn am 25.02.2021 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die  
Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 9 
„Kägsdorfer Landweg“ beschlossen:  
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§ 1 

Die Geltungsdauer der Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungs-sperre für den 
Geltungsbereich der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 9 „Kägsdorfer Landweg “ wird 
gemäß § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 
 

§ 2 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat am 24.04.2014 beschlossen, die  
1. Änderung für den Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 9 „Kägsdorfer Landweg“ aufzustellen. 
 
Zur Sicherung der Bauleitplanung hat die Stadtvertreterversammlung in Ihrer Sitzung am 12.04.2018, die 
Satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der  
1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 9 „Kägsdorfer Landweg“ beschlossen. Die Satzung 
über die Veränderungssperre wurde am 19.04.2018 im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt  
Ostseebad Kühlungsborn bekannt gemacht. Die Veränderungssperre trat nach Ablauf von zwei Jahren  
außer Kraft. Da das Aufstellungsverfahren der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 9 
noch nicht abgeschlossen war, wurde am 02.04.2020 die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 9 
„Kägsdorfer Landweg“ beschlossen. Hierin wurde geregelt, dass die Geltungsdauer der Veränderungssperre 
um 1 Jahr vom 20.04.2020 an verlängert wird. 

 

Gemäß § 17 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde die Frist bis zu einem weiteren Jahr nochmals verlängern, 
wenn besondere Umstände es erfordern. Es handelt sich um ein Planverfahren mit besonderem 
 Schwierigkeitsgrad und Umfang der den Verfahrensablauf erheblich beeinflusst und erschwert. 
 Im Stadtgebiet Ostseebad Kühlungsborn ist es erforderlich eine Vielzahl von Bebauungsplänen anzupassen 
und bei der Neuaufstellung von Bebauungsplänen die Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im Bestand mit 
Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschließend entsprechend der aktuellen Rechtsprechung und 
entsprechend den Grundsatzbeschlüssen der Stadtvertreterversammlung zu regeln. Für die Erarbeitung 
sämtlicher Entwurfs- und Auslegungsbeschlüsse, einschließlich der 1. Änderung des Vorhaben- und  
Erschließungsplanes Nr. 9 ist eine intensive und umfangreiche Bestandsaufnahme unter Klärung der  
rechtlichen Voraussetzungen und Festsetzungsmöglichkeiten erforderlich. Die Änderung der BauNVO und 
des BauGB müssen ebenfalls Berücksichtigung finden. 
 
Aus vorgenannten Gründen wird die Veränderungssperre mit dieser 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Vorhaben und 
 Erschließungsplanes Nr. 9 gemäß § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 

 
§ 3 

 
Diese Satzung tritt am 20.04.2021 in Kraft. 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
ausgefertigt am 26.02.2021 
 
 
 
 
Rüdiger Kozian       (Siegel) 
Bürgermeister 
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3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn  
„Teilbereich Kühlungsborn Ost“  

 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der  

Beteiligung der Öffentlichkeit  
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sitzung am 
25.02.2021 die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn „Teilbereich Kühlungsborn Ost“ gemäß §§ 2 u. 8 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen. Da die Grundzüge des Bebauungsplanes nicht betroffen sind, wird die Planung im 
vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 BauGB durchgeführt.  Das Planungsziel besteht in der Zulassung von unterirdischen Geschossen 
auch außerhalb der Baugrenzen im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 37 
(Geltungsbereich 1). Damit soll insbesondere der Bau von Tiefgaragen bei Neubauten gefördert 
werden. Für die Cubanzestraße Nr. 45 (Geltungsbereich 2) soll außerdem im Rahmen einer  
Neubebauung bei Beibehaltung einer großen Grünfläche auf dem Grundstück eine größere 
Grundflächenzahl in dem verbleibenden Baugebiet zugelassen werden. Der Aufstellungsbeschluss 
wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Ebenfalls am 25.02.2021 hat die Stadtvertreterversammlung den Entwurf der 3. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 37 einschließlich Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung nach 
§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.  
Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 und der Entwurf der Begründung dazu 
liegen in der Zeit  

vom 22.03. bis zum 23.04.2021 
 
in der Stadtverwaltung, Bauamt, Zimmer 32, Ostseeallee 20, 18225 Ostseebad Kühlungsborn, 
öffentlich zu jedermanns Einsicht während der Dienstzeiten aus. Zusätzlich können die 
Planunterlagen im Internet auf der Internetseite der Stadt Ostseebad Kühlungsborn unter 
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html 
eingesehen werden. 
 
 
Während der Auslegungszeit können von jedermann Stellungnahmen zum Entwurf schriftlich oder 
zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Diese Bekanntmachung  
ist auch auf der Internetseite der Stadt Ostseebad Kühlungsborn unter  
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html  
einsehbar.  
 
 
 
Rüdiger Kozian      (Siegel) 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 

https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html
https://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/bekanntmachungen.html
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Anlage: Übersichtsplan 
Geltungsbereiche der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
„Teilbereich Kühlungsborn Ost " 
 
 

 
 

 
 

Grünschnittannahme im März 
 
Wie bereits erfolgreich praktiziert, wird im März diesen Jahres die Möglichkeit für Einwohner des 
Ostseebades Kühlungsborn bestehen, kostenlos kompostierbare Gartenabfälle (Grünschnitt und 
Astwerk) aus dem privaten Bereich beim Bauhof, Zur Asbeck 21 abzugeben. Als Nachweis des 
Wohnsitzes in Kühlungsborn genügt die Vorlage des Personalausweises, des Reisepasses oder  
einer aktuellen Meldebescheinigung. Dieses Angebot gilt nicht für gewerbliche Entsorger.  
Das Verbrennen von Gartenabfällen ist damit im Ostseebad untersagt. 
 
Öffnungszeiten im März 2021: 
 
Montag-Donnerstag  von 08:00 - 12:00  u. 13:00-16:00Uhr 
Freitag                        von 08:00 - 12:00 Uhr 
Samstag                    von 10:00 - 12:00 Uhr 
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Einwohnermeldeamt bleibt vom 22.03. bis 30.03. geschlossen 
 
Das Einwohnermeldeamt der Stadt Ostseebad Kühlungsborn bleibt aufgrund einer Programmum-
stellung für die Zeit vom 22.03. bis zum 30.03.2021 geschlossen. Bis zum 19.03. haben Sie noch 
die Möglichkeit, die Behördengänge nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung zu erledi-
gen. Ab dem 01.04.2021 hat das Einwohnermeldeamt wieder wie gewohnt geöffnet. Termine 
können auch während des Schließzeitraums telefonisch vereinbart werden. Für die Terminverein-
barung melden Sie sich bitte bei Frau Knorr - Tel.: 038293/823408. 
 

 
 

Bekanntmachung über den Mandatsübergang in der Stadtvertretung 
 
Mit Datum vom 24.02.2021 hat der Stadtvertreter Herr Klaus Gehrhardt (LINKE) sein Mandat als 
Stadtvertreter der Stadt Ostseebad Kühlungsborn mit sofortiger Wirkung niedergelegt. Im Rahmen 
der Stadtvertreterversammlung vom 25.02.2021 hat der Bürgervorsteher Herr Uwe Ziesig diese 
Entscheidung verkündet. Durch den Rücktritt geht nun das Stadtvertretermandat gemäß § 46 Lan-
deskommunalwahlgesetz Mecklenburg-Vorpommern auf die nächste Ersatzperson des Wahlvor-
schlags der LINKE-Fraktion über. Die Ersatzpersonen wurden durch den Wahlausschuss im Rahmen 
der Feststellung des Ergebnisses der Stadtvertreterwahl vom 26.05.2019 ermittelt. Somit geht das 
Stadtvertretermandat der LINKE-Fraktion nun auf Frau Iris Eichler über. Damit begrüßen wir nun 
Frau Iris Eichler als neue Stadtvertreterin der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. 
 
 
 
 
Philipp Reimer 
Wahlleiter 
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Allgemeinverfügung zur Regelung der Plakatwerbung aus Anlass der Bundestagswahl und der 
Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern am 26.09.2021 in der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

 
 
Auf der Grundlage von § 22 des Straßen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vom 13.1.1993, §§ 2, 7 Abs. 3 der Sondernutzungssatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn vom 
28.07.1999, § 35 S. 2 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vom 
01.09.2014 und § 21a Landes- und Kommunalwahlgesetz vom 16.12.2010 ergeht folgende  
Allgemeinverfügung:  
 
I. Regelungsbereich 
1. Freizuhaltende Bereiche 
Folgende Bereiche und Straßen sind von Wahlplakatierungen freizuhalten: 

 Rudolf-Breitscheid-Straße 

 Hafenstraße 

 Ostseeallee 

 Bürgerweg 

 Hermann-Löns-Weg vom Wald bis Hafenstraße 

 Strandstraße von Ostseeallee bis Doberaner Straße 

 Fischersteig 

 Dünenstraße 

 Lindenstraße 

 Hermannstraße 

 Poststraße von Hermannstraße bis Hermann-Häcker-Straße 

 Strandpromenade 
 
2. Plakatwerbung 
Die Plakatwerbung darf abweichend von § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
innerhalb einer Zeit von drei Monaten unmittelbar vor der Wahl unter Beachtung folgender  
Nebenbestimmungen 
durchgeführt werden. 

a. Die Plakatwerbung ist unzulässig im Bereich von Kreuzungen und Einmündungen, vor 
Bahnübergängen und am Innenrand von Kurven. 

b. Die Plakatwerbung darf nach Ort und Art der Anbringung sowie der Form und Farbe der 
Plakate nicht zu Verwechselungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben 
oder deren Wirkung beeinträchtigen. Sie darf nicht in den Verkehrsraum hineinragen.  
Auf § 33 Abs. 2 StVO wird verwiesen. 

c. Die Beschädigung von Straßenbestandteilen (z.B. Bäume, Schilder) u. a. durch Annageln ist 
unzulässig. 

d. Die Plakatwerbung ist innerhalb von 2 Wochen nach dem Wahltag aus dem öffentlichen 
Verkehrsraum zu entfernen. 

e. In einem Radius von 100 m zu folgenden Ortslagen ist die Plakatwerbung am Wahltag ab 
08:00 Uhr unzulässig: 

1. Schulweg 2 (Turnhalle Ost) 
2. Schlossstraße 19 (Pfarrscheune) 
3. Neue Reihe 73 a (Schulzentrum) 
4. Ostseeallee 48 (Kunsthalle) 
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Plakatwerbung, die den vorstehenden Bestimmungen nicht entspricht, kann von der zuständigen 
Behörde entfernt und sichergestellt werden. Sachschäden sind der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
unverzüglich zu melden. 
 
3. Verstoß gegen Strafgesetze sowie Verbot von verfassungsfeindlichen Äußerungen, Abbildungen 
oder Symbolen 
Es wird untersagt, Wahlwerbung zu betreiben, die gegen Strafgesetze (z.B. beleidigende 
 Äußerungen, Verleumdung oder Volksverhetzung) verstößt oder verfassungsfeindliche  
Äußerungen, Abbildungen oder Symbole enthält. 
 
4. Kosten 
Innerhalb einer Zeit von 6 Wochen vor der Wahl bis 2 Wochen danach ist Plakatwerbung gemäß 
 § 21a Landes- und Kommunalwahlgesetz M-V i. V. m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 Sondernutzungs-
gebührensatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn gebührenfrei. In anderen Zeiträumen ist die 
Plakatwerbung gebührenpflichtig. Die Plakatwerbung ist in den gebührenpflichtigen Zeiträumen 
der Stadt Kühlungsborn vor Durchführung in Textform anzuzeigen. 
 
II. Androhung von Zwangsgeld 
Soweit Plakatwerbung im öffentlichen Verkehrsraum ohne Einhaltung der in dieser Verfügung 
enthaltenen Regelungen platziert oder nicht, nicht vollständig oder nicht innerhalb der v. g. Fristen 
von der jeweils verantwortlichen Partei fristgerecht entfernt wird, wird hiermit die Festsetzung 
eines Zwangsgeldes i. H. v. 50,00 Euro je Plakat angedroht (§ 25 Abs. 1 Satz 2 StrWG M-V i. V. m. 
§§ 87, 88 SOG M-V). 
 
III. Widerruf 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung können jederzeit ganz oder teilweise widerrufen bzw. 
mit weiteren Nebenbestimmungen versehen werden. 
 
 
Begründung: 
zu I. 1. Verbot der Wahlsichtwerbung an bestimmten Straßen: 
Dass die politischen Parteien vor den jeweiligen Wahlterminen mit Wahlplakaten für sich werben, 
ist aus demokratischen und verfassungsrechtlichen Gründen grundsätzlich hinzunehmen, soll aber 
mit Blick auf die städtebaulichen, denkmalpflegerischen und touristischen Belange eingeschränkt 
werden. Insbesondere sollen die vor allem touristisch genutzten Bereiche der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn geschützt werden. 
 
Die Zulässigkeit einer Beschränkung der Wahlsichtwerbung auf öffentlichen Straßen ist von der 
Rechtsprechung seit langem anerkannt. Parteien haben im Rahmen der gesetzlichen 
 Bestimmungen grundsätzlich einen verfassungsrechtlich garantierten Anspruch auf Erteilung der 
erforderlichen Sondernutzungserlaubnis, der darauf gerichtet ist, ihnen Wahlsichtwerbung auf 
öffentlichen Straßen zu ermöglichen. 
Dieser Anspruch besteht jedoch nicht schrankenlos. Die Behörde ist berechtigt, dafür zu sorgen, 
dass eine wochenlange Verunstaltung des Ortsbildes durch wildes Plakatieren verhindert wird. 
Weitere Schranken können sich aus der Notwendigkeit ergeben, einen besonders  
schützenswerten touristisch genutzten Bereich von einer Sichtwerbung für Wahlzwecke gänzlich 
freizuhalten. Der Anspruch auf Gestattung einer Wahlsichtwerbung ist weiter dadurch beschränkt, 
dass er lediglich auf eine Werbung in einem Umfang gerichtet ist, der für die Selbstdarstellung der 
jeweiligen Partei notwendig und angemessen ist (BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 1974, Az. VII C 
43.72). 
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In der Stadt Ostseebad Kühlungsborn ist der Schutz des Stadtbildes im ausgenommenen Gebiet 
rechtskräftig durch die Gestaltungssatzung vom 20.12.2010 unter Schutz gestellt worden.  
Das wesentliche Ziel der Gestaltungssatzung ist der Schutz und die Regelung der zukünftigen  
Gestaltung des Stadtbildes der Stadt Ostseebad Kühlungsborn, welches von besonderer 
 geschichtlicher, architektonischer und städtebaulicher Bedeutung ist. 
 
Wahlwerbung, die in der Regel jeweils einige Monate hängt, stört wesentlich das Erscheinungsbild 
und ist einer touristisch intensiven Nutzung der Bereiche abträglich. 
 
In den anderen Bereichen der Stadt ist Wahlsichtwerbung weiterhin zulässig. Aus diesem Grunde 
bleibt die notwendige und angemessene Selbstdarstellung der Parteien sichergestellt. 
 
Darüber hinaus wird den Parteien auf zusätzlichen Antrag und in Abstimmung mit dem 
 Ordnungsamt die Möglichkeit gegeben, auf Grünflächen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn  
Wahlsichtwerbung mit Großflächenplakaten zu betreiben.  
Dies ist auf folgenden Flächen der Fall:  
-  Grünstreifen gegenüber des Landwirtschaftsbetriebs, Schlossstraße 21 A 
-  nord-östliche und nord-westliche Wiese an der Kreuzung Pfarrweg/ Am Achterstieg 
-  Wiese zwischen Grüner Weg und dem Parkplatz am Heinrich-Schreiber-Ring 
 
Der Erlass dieser Allgemeinverfügung liegt im Ermessen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. 
 Die vorgenannten Gründe haben dazu geführt, dass das Interesse der Parteien an flächendecken-
der Wahlwerbung hinter dem öffentlichen Interesse an einer in wenigen Kernbereichen möglichst 
störungsfreien Präsentation der Stadt für Besucher und Touristen zurücktreten muss. 
 
zu I. 2. Verbot der Wahlwerbung an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten 
Die Regelungen des Erlasses des Wirtschaftsministers im Einvernehmen mit dem Innenminister 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 17. August 1994 (Amtsbl. M-V 1994, S. 899) und der 
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Inneres und Sport des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 27. Mai 2016 (Amtsbl. M-V 2016, S. 334) gelten für das gesamte Stadtgebiet. 
 
zu I. 3. Verstoß gegen Strafgesetze sowie Verbot von verfassungsfeindlichen Äußerungen, 
Abbildungen oder Symbolen 
Der Verstoß gegen Strafgesetze sowie die Kundgabe von verfassungsfeindlichen Äußerungen,  
Abbildungen oder Symbolen bei der Gelegenheit von Wahlen wird in der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn nicht toleriert. 
 
zu I. 4. Kosten 
Die Erhebung von Gebühren ergibt sich aus der Sondernutzungs- sowie der Sondernutzungs-
gebührensatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. In der „heißen“ Wahlkampfphase ab 
 6 Wochen vor der Wahl kann Plakatwerbung gem. § 21 a LKWG M-V gebührenfrei durchgeführt 
werden. 
 
zu II. Androhung von Zwangsgeld 
Es entspricht dem Gebot der Verhältnismäßigkeit, bei Verstößen gegen die unter Punkt II. näher 
dargestellten Tatbestände zunächst ein Zwangsgeld anzudrohen. 
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zu III. Widerruf 
Mithilfe dieses Hinweises soll auf die jederzeitige Anpassbarkeit der Verfügungen an sich in der 
Zukunft ändernde Sachverhalte / gesetzliche Bestimmungen aufmerksam gemacht werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe  
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Bürgermeister der Stadt Ostseebad  
Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Kühlungsborn einzulegen.  
 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekanntgabe in Kraft. 
 
 
Kühlungsborn, den 02.03.2021 
 
 
 
Rüdiger Kozian      
Bürgermeister    (Siegel) 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das nächste Amtliche Bekanntmachungsblatt erscheint am 19.04.2021 


